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Im Folio dar Anmeldung derartiger Voranstaltungon - diese 
ist seitens feindlicher Kräfte, insbesondere nach vorongc- 
gangener Anwondung entsprechender Sanktionen auf dor Grund­
lage der VAVO zu erwarten - bei der DVP sind Sanktionen noch 
der Veranstaltungsverordnung nur möglich, wenn nachgewiesen 
werden kann, daß die Veranstaltung den Grundsätzen und Zielen 
der Verfassung, den Gesetzen und anderen Rcchtsvorschriften 
widerspricht oder daß die öffentliche Ordnung und Sicherheit 
durch die Veranstaltung gefährdet oder gestört wird bzw. 
wurde (j 3 Abs. 3).

Zura Zwecke der Führung dieses Nachweises nind der entsprechen­
den Dienststelle der DVP geeignete offiziell verwendbare 3c- 
weiso zu übergeben, auf deren Grundlage die Untersagung oder 
Auflösung der Veranstaltung ge<näß § 8 (3) VAVO möglich ist. 
Gegon den Veranstalter sind Ordnungsstrofmaßnohmon auch mög­
lich, wenn er bei der Anmoldung der Veranstaltung unwaiiro 
Angaben gemacht hat (j 9 Abs. 1 Duchst. b). Die in diesen 
Fällen durch die DVP zulässigen Ürdnung33trafmaßnahmen erge­
ben sich aus j 9 der VAVO. Sie können sich unter don Voraus­
setzungen des 3 9 Abs. 2 Duchstobe b) auch gegen Teilnehmer 
an u ngonchmigton bzw. rechtswidrig durchgeführten Veranstal­
tungen richten. Dabei ist in jedem Einzolfall nachzuweison, 
daß die entsprechende Person an der Veranstaltung toilnahn, 
obwohl sie deren rechtswidrigen Charakter konnte. Im Interes­
se der offensiven und vorbeugenden Nutzung der genannten 
Rechtsvorschrift ist es orforderlich, den Degriff der Teil­
nahme so auszulegen, daß joglicho Handlung, die auf die Reali­
sierung dor Teilnahme gerichtet ist, also bereits das sich1zum Ort der Veranstaltung Begeben, erfaßt wird.

An dieser Stelle..solI u. a. auf die Potenzen des 3 9(2) ouchst 
der VAVU zur ocuämpVung von feindlich-negativen Aktivitäten 
unter Mißbrauch genehmigter Veranstaltungen, wie zum Bei­
spiel dos Mitführen von Transparenten mit feindlich-negati­
ver Aussage in Demonstrotionszügan, verwiesen werden. Der­
artige Handlungen können als Störung oder Beeinträchtigung 
der Veranstaltung mit Ordnungsstrafen geahndet werden. 
Politisch-operativ bedeutsam ist in diesem Zusammenhang fer­
ner, daß bereits die Aufforderung zu derartigen Handlungen 
ordnungsrechtliche Verantwortlichkeit noch sich ziehen _kano,
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